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Licht am Horizont 
bei der Bearbeitung 
von Beihilfe- 
anträgen

Mit der Digitalisierung 
wächst die Sorge 
um den angestammten 
Arbeitsplatz



Editorial

<

für die meisten von uns ist 
die Urlaubszeit vorüber. Der 
Alltag und die Arbeitswelt 
haben uns wieder. Ich hoffe 
trotzdem, Sie haben sich gut 
erholt und können dieses Er-
holungsgefühl noch lange auf-
rechterhalten.

Mitte August äußerte sich 
der Vorstandsvorsitzende der 
Wüstenrot Bausparkasse AG, 
Bernd Hertweck, in der Stutt-
garter Zeitung zur Wohnungs-
situation in Baden-Württem-
berg. Die steigenden Immobi-
lienpreise in Ballungsräumen 
würden dazu führen, dass sich 
immer mehr Menschen, ins-
besondere der jüngeren Gene-
ration, Wohnungseigentum 
nicht mehr leisten können.

Für diese jüngere Generation 
wird es immer schwieriger, 
das notwendige Eigenkapital 
aufzubringen. Die Staatsdie-
ner bilden hier keine Ausnah-
me. Am Anfang ihres Berufsle-
bens werden sie nicht selten 
in Ballungsräumen eingesetzt 
oder auch dorthin versetzt, da 
in den großen Städten in der 
Regel eben die größeren Schu-
len, die Ministerien, die Ge-
richte, die großen Finanzämter 
und die Polizeidirektion behei-
matet sind.

Die Eingangsämter der Lauf-
bahnen reichen aber schon 
lange nicht mehr aus, um eine 
Immobilie zu finanzieren. Für 
Beschäftigte im mittleren 
Dienst und im vergleichbaren 
Tarif ist gar nicht daran zu 
denken, hier geht es um die 
reine Existenz. Für diese Kolle-
ginnen und Kollegen wird 
schon eine bezahlbare Miet-
wohnung zu finden immer 
schwieriger und nicht selten 
sogar aussichtslos. Aber auch 
im gehobenen und im höhe-
ren Dienst ist es mit einer Ein-
gangsbesoldung in A 9 oder in 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Der BBW: 
Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 
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Editorial

A 13 nicht mehr möglich, in Städten wie 
Stuttgart, Mannheim, Karlsruhe, Tübin-
gen, Heidelberg, Konstanz oder Freiburg 
für sich und die Familie eine Wohnung 
oder gar ein Haus zu bauen oder zu er-
werben. 

Dies war nicht immer so, die Verhältnis-
se haben sich in den vergangenen Jahr-
zehnten grundlegend geändert. Die 
Wohnkosten und die Immobilienpreise 
sind deutlich überproportional zum Ein-
kommen der Tarifbeschäftigten und zur 
Besoldung der Beamtenschaft gestie-
gen. Flexible Arbeitszeiten sind sicher-
lich einer der Vorteile des öffentlichen 
Dienstes, doch wenn man um die bes-
ten Nachwuchskräfte mit der freien 
Wirtschaft konkurrieren muss, sollte 
sichergestellt werden, dass die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst von ihrem 
Gehalt oder ihre Besoldung auch leben 
können. 

In 2017 lag der kassenmäßige Über-
schuss zum Jahresende bei sensationel-
len 2,8 Milliarden Euro. Nach der letzten 
Steuerschätzung erwartet die Finanzmi-
nisterin für unser Bundesland etwa 1,4 
Milliarden Euro zusätzliche Steuerein-
nahmen. Die nächste Steuerschätzung 
im November wird vermutlich nicht 
schlechter ausfallen. Auch der Bund 
muss seine Prognosen bezüglich der 
Steuereinnahmen regelmäßig weiter 
nach oben anpassen. Die Situation der 
Kommunen ist im Bundesgebiet zwar 
unterschiedlich, in Baden-Württemberg 
aber weit überwiegend deutlich besser 
als im Bundesschnitt. Das Geld ist da, 
und zwar so viel wie noch nie. Die Haus-
haltssituation in Baden-Württemberg 
ließe somit Spielraum für eine verbes-
serte Bezahlung der öffentlich Beschäf-
tigten. 

Der Beamtenbund und auch die Opposi-
tion in Baden-Württemberg kritisieren 
zu Recht den Fachkräftemangel in der 
Finanzverwaltung, in den technischen 
Verwaltungen, bei der Polizei und auch 
bei den Lehrern und fordern die Regie-
rung auf, Maßnahmen zu beschließen 
und umzusetzen. Die Regierung ver-
weist auf Einstellungsoffensiven, die 
nach meiner Auffassung zu spät kamen, 
wenig attraktiv sind und somit die im-
mer größer werdende Pensionierungs-
welle nicht kompensieren können. Zu-

dem versuchen Vertreter der Landesre-
gierung das Problem kleinzureden. Dass 
es auch anders geht, dass auch gehan-
delt werden kann, zeigt uns ein Blick 
über die Landesgrenze.

Rheinland-Pfalz steht finanziell schlech-
ter da als Baden-Württemberg, setzt 
aber dennoch ein deutliches Signal zu-
gunsten des öffentlichen Dienstes. 
Auch wir in Baden-Württemberg haben 
ein deutliches Signal verdient. Die 
Haushaltslage gibt dies her. Das kom-
mende Tarifergebnis muss endlich auch 
hier zeit- und wirkungsgleich auf die 
Beamtenschaft übertragen werden. Zu-
dem benötigen wir einen Baden-Würt-
temberg-Bonus, der die Besoldungs-
lücke zum Bund und zu Bayern verkleinert. 

Bei der diesjährigen Bürgerbefragung 
des Meinungsforschungsinstitutes for-
sa haben die Deutschen die Beamten 
noch deutlich besser bewertet als in den 
Vorjahren. Im Vergleich zu 2007 stiegen 
die Zustimmungswerte deutlich (plus 
zwölf Prozentpunkte. Fast noch wichti-
ger aber ist, dass sich vier von fünf Be-
fragten (79 Prozent) einen starken 
Staat wünschen. Ein starker Staat aber 
braucht ausreichend Personal. Deshalb 
wäre es jetzt an der Zeit – zumal die 
Haushaltskasse dank sprudelnder Steu-
ereinnahmen gut gefüllt ist –, dass 
Baden-Württemberg eine Besoldungs-
strukturreform in Angriff nimmt, nicht 
nur damit alle vom Bundesverfassungs-
gericht aufgestellten Kriterien zur Be-
amtenbesoldung erfüllt werden, son-
dern auch um den öffentlichen Dienst 
für Berufseinsteiger wieder attraktiver 
zu machen.

Ihr 
 
Kai Rosenberger, 
BBW-Vorsitzender
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Die Digitalisierung schreitet unaufhaltsam voran

Das Land hat große Ziele – der BBW 
mahnt: die Menschen mitnehmen
Digitalisierung verändert unser Leben, verändert die gesamte Arbeitswelt 
und damit auch die öffentliche Verwaltung. Die Digitalisierung treibt 
uns alle um, schreibt Ministerialdirektor Stefan Krebs, Landesbeauftragter 
für Informationstechnologie (CIO/CDO) in Baden-Württemberg, am 
2. Juli 2018 im Behörden Spiegel. Tags drauf sagt er beim Digitalisierungs-
kongress Baden-Württemberg 4.0 in Stuttgart vor rund 420 Teilnehmern, 
er freue sich über den wachsenden Teilnehmerkreis aus dem kommunalen 
Umfeld, da es für ihn ein wichtiges Anliegen sei, „dass die Digitalisierung 
im Alltag der Menschen ankommt. Die Digitalisierung geht nämlich nicht 
mehr wieder weg“. 

BBW-Chef Kai Rosenberger 
liegt bei diesem Thema ganz 
auf Linie des Landesbeauftrag-
ten für Informationstechno-
logie. Für ihn steht außer 
Frage, dass sich eine Gewerk-
schaft dem Thema „Wandel 
der Arbeitswelt“ nicht ver-
schließen darf. Im Gegenteil. 
„Wir beim BBW verstehen den 
unabwendbaren Wandel zur 
Digitalisierung als ein Gemein-
schaftsprojekt zwischen Ar-
beitgebern/Dienstherrn und 
Beschäftigten.“ Beide Seiten, 
so Rosenberger, müssten ihre 
Erfahrungen konstruktiv und 
auch kompromissbereit ein-
bringen. 

Es steht außer Frage, dass das, 
was im Zuge der Digitalisie-
rung auf die Beschäftigten 
zukommt, für Verunsicherung 
sorgt. Gerade deshalb hält es 
der BBW-Vorsitzende für über-
aus wichtig, alle Betroffenen 
über angedachte Entwicklun-
gen und Neuerungen vorab 
zu informieren. Transparente 
Kommunikation und das Ver-
mitteln des Gefühls, dass man 
ernst genommen werde, sprich 
dass das eigene Schicksal für 
den Arbeitgeber/Dienstherrn 
von Interesse ist, sei ebenso 
wichtig wie die frühzeitige Ein-
bindung in Projekte. Dies 
alles, im Verbund mit Schulun-
gen, könne dazu beitragen, bei 

verunsicherten Beschäftigten 
die Ablehnungshaltung auf-
zuweichen. Ein gefühltes 
„Überstülpen einer Maßnah-
me“ von oben hält Rosenber-
ger für fatal. Er ist sich sicher, 
dass ein solches Vorgehen zu 
einer Verweigerungshaltung 
führen würde.

Ohne Akzeptanz bei den Be-
schäftigten kann die Digitali-
sierung nicht gelingen. Das 
steht für den BBW-Vorsitzen-
den fest. Allein deshalb müss-
ten die Personalvertretungen 
und Gewerkschaften auf jeder 
Ebene und jederzeit aktiv ein-
gebunden werden. Konstruk-
tive Mitarbeit anstatt Verwei-
gerung gelte auch für tarifliche 
Öffnungen.

 < Baden-Württemberg 
in Sachen Digitalisierung 
auf einem guten Weg

Die Landesregierung Baden-
Württemberg hat die Digita-
lisierung zu einem Schwer-
punkt der Regierungsarbeit 
gemacht und als erstes und 
einziges Bundesland eine res-
sortübergreifende Digitalisie-
rungsstrategie entwickelt. 
Zur Umsetzung der Digitalisie-
rungsstrategie stellt das Land 
eine Milliarde Euro bereit, rund 
die Hälfte davon fließt in den 
Ausbau der digitalen Infra-

struktur. In den kommenden 
zwei Jahren werden 70 kon-
krete Projekte mit insgesamt 
300 Millionen Euro gefördert. 
Neben zentralen Handlungs-
feldern wie Gesundheit, Wirt-
schaft 4.0 und Start-ups oder 
der intelligenten Mobilität ist 
auch die digitale Verwaltung 
eines der zentralen Handlungs-
felder.

Anfang Juni 2018 hat die Lan-
desregierung ihren ersten Digi-
talisierungsbericht vorgelegt. 
Dieser Bericht gibt einen Über-
blick über die Umsetzung der 
Digitalisierungsprojekte aller 
Ressorts. Wichtige Vorhaben 
sind zum Beispiel die Themen 
Gesundheit, Mittelstand oder 
Forschung.

Im November des vergange-
nen Jahres hatte die Landesre-
gierung entschieden, welche 
konkreten Leuchtturmvorha-
ben angepackt werden sollen. 
Die erste Bilanz nach knapp 
einem halben Jahr: „Die ersten 
Projekte sind in der prakti-
schen Umsetzung und können 
von den Menschen im Land 
konkret genutzt werden“, er-
klärte Innenminister Thomas 
Strobl, in dessen Resort die 
Digitalisierung angesiedelt ist, 
Anfang Juni 2018. Das Land ge-
stalte den digitalen Wandel 
mit konkreten Projekten – und 

zwar dort, wo es um die Le-
bensqualität der Menschen 
geht. Das gelte beispielsweise 
für die Gesundheit oder für 
die Bewältigung des digitalen 
Strukturwandels durch die Un-
ternehmen im Land, denn dort 
sei man starken Veränderun-
gen unterworfen. Ebenso kon-
zentriere man sich auf Schlüs-
selthemen wie die Künstliche 
Intelligenz, bei denen das Land 
trotz starker internationaler 
Konkurrenz die Nase vorne ha-
ben wolle, sagte Strobl.

Wichtige Vorhaben, über de-
ren Umsetzung der erste Digi-
talisierungsbericht Auskunft 
gibt, sind zum Beispiel:

 < Gesundheit mit 
Digitalisierung verbessern

Als erstes Bundesland hat 
Baden-Württemberg das Fern-
behandlungsverbot gelockert. 
Inzwischen werden bereits 
modellhaft Fernbehandlungs-
projekte erprobt.

 > Mit dem Projekt DocDirekt – 
Ihr Draht zum Arzt wird bei-
spielsweise eine schnelle 
und unkomplizierte teleme-
dizinische Fernberatung und 
Fernbehandlung erprobt. 
Per Telefon, Videotelefonie 
oder Chat bekommen Pati-
enten bei akuten Gesund-
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heitsproblemen in den 
Modellregionen Stuttgart 
und Tuttlingen kompetente 
medizinische Fernberatung 
von 35 niedergelassenen 
Ärzten.

 > Mit dem Projekt TelePrac-
Man werden Patientinnen 
und Patienten mit mehreren 
chronischen Erkrankungen 
mithilfe einer App unter-
stützt. Die Patientinnen und 
Patienten können beispiels-
weise Symptome in einem 
digitalen Tagebuch aufzeich-
nen oder Blutdruckwerte 
protokollieren. Die App gibt 
ein individuelles Feedback, 
ermöglicht ein Selbstmonito-
ring und gibt im Notfall Hil-
festellung.

 < Mittelstand bei der 
digitalen Transformation 
unterstützen

Den Mittelstand als Rückgrat 
der baden-württembergischen 
Wirtschaft unterstützt die 
Landesregierung bei der Digi-
talisierung ihrer Geschäfts-
modelle und hilft besonders 
kleinen und mittleren Unter-
nehmen aus Industrie, Hand-
werk, Handel und Dienstleis-
tungswirtschaft bei der Trans-
formation in die sogenannte 
Wirtschaft 4.0. In der Umset-
zung befindliche Projekte sind 
zum Beispiel:

 > Mit regionalen Digitalisie-
rungszentren (Digital Hubs) 
schafft die Landesregierung 
eine Anlaufstelle für kleine 
und mittlere Unternehmen. 
Es sind Ideen-, Experimen-
tier- und Kollaborationsräu-
me, in denen unterschied-
lichste Kompetenzen, Diszi-
plinen, Ideen, Technologien 
und Kreativität aufeinander-
treffen und sich gegenseitig 
befruchten. Als Anlaufstelle 
für kleine und mittlere Un-
ternehmen unterstützen sie 
schon beim Einstieg in Digi-
talisierungsvorhaben und bei 
ihrem Ausbau. Im Februar 
2018 hat die Landesregie-
rung entschieden, welche 
zehn regionalen Digital Hubs 

gefördert werden. Inzwi-
schen läuft die zweite Stufe 
des Auswahlverfahrens mit 
der Ausarbeitung formeller 
Förderanträge.

 > Mit der Digitalisierungsprä-
mie hilft die Landesregierung 
kleinen und mittleren Unter-
nehmen mit bis zu 100 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbei-
tern ihre Geschäftsmodelle 
zu digitalisieren. Ein erster 
Modellversuch wurde bereits 
am 10. Juli 2017 gestartet. 
Es standen 2,2 Millionen 
Euro zur Verfügung. In kurzer 
Zeit wurden insgesamt 
254 Anträge mit durch-
schnittlich 8 844 Euro be-
willigt, mit denen Betriebe 
aus der Bauwirtschaft, dem 
Gastgewerbe, dem Handel 
und Handwerk, der IKT-Wirt-
schaft, der technischen und 
sonstigen Dienstleistungs-
branche, dem verarbeiten-
den Gewerbe, der Verkehrs- 
und Logistikbereich sowie 
der Wissenschaft gefördert 
werden. Gefördert werden 
Maßnahmen der Digitalisie-
rung und zur Verbesserung 
der IT-Sicherheit sowie die 
digitale Qualifizierung von 
Beschäftigten. Aufgrund 
des abgeschlossenen erfolg-
reichen Modellversuchs im 
vergangenen Jahr wird die 
Digitalisierungsprämie unter 
dem Dach von digital@bw 
im Jahr 2018 fortgesetzt.

 > Mit dem Abschluss des Ide-
enwettbewerbs im April 
2018 fördert die Landesre-
gierung 15 ausgewählte Pro-
jekte mit insgesamt vier 
Millionen Euro, die den 
Transfer von Digitalisierungs-
wissen für Handwerksbetrie-
be, Industrieunternehmen 
oder die Baubranche ermög-
lichen. So zum Bespiel das 
Projekt „Digitales Innovati-
onsnetzwerk Handwerk 
2025“, das auf Sensibilisie-
rung, Information und Wei-
terbildung von Handwerks-
unternehmen zu digitaler 
Transformation abzielt. In-
zwischen erfolgte die zweite 
Stufe des Auswahlverfahrens 

mit der Ausarbeitung kon-
kreter Förderanträge. Mit 
ersten Bewilligungen ist vor-
aussichtlich im zweiten Halb-
jahr 2018 zu rechnen.

 < Baden-Württemberg 
wird zum Hotspot für 
künstliche Intelligenz

„Der Innovationscampus Cyber 
Valley macht Baden-Württem-
berg zum Hotspot für die Er-
forschung von künstlicher In-
telligenz und maschinellen Ler-
nens. Wir stärken damit eine 
Schlüsselkompetenz für die 
Zukunft des Landes. Denn 
intelligente Systeme werden 
in Zukunft in immer mehr Be-
reichen des Lebens wichtig: in 
autonomen Fahrzeugen, als 
Haushaltshilfe im Alltag oder 
auch zum Beispiel in winzigen 
Robotern, die im menschlichen 
Körper Krankheiten diagnosti-
zieren und bekämpfen“, be-
tonte Ministerpräsident 
Kretschmann bei der Vorstel-
lung des Digitalisierungsbe-
richts. Unterstützt von Stiftun-
gen werden die Cyber Valley-
Partner zusammen mehr als 
140 Millionen Euro investieren. 
Vom Land stammen davon 
rund 117 Millionen Euro. Diese 
fließen zum Beispiel in folgen-
de Projekte:

 > Die internationale Max-
Planck-Graduiertenschule 
für intelligente Systeme 
hat ihre Arbeit bereits auf-
genommen. Sie soll in den 
kommenden Jahren 100 
Doktoranden ausbilden.

 > Forschungsgruppen und 
neue Lehrstühle werden in 
einem neuen Innovations-
campus in der Region Stutt-
gart-Tübingen zusammen-
geführt. Die Planungen für 
den Bau sind bereits gestar-
tet. 

Baden-Württemberg habe 
hervorragende Ausgangsbe-
dingungen, um bei der Techno-
logie „künstliche Intelligenz“ 
vorne mitzuspielen, zeigt sich 
Innenminister Strobl über-
zeugt. Schließlich seien im 

Land Institutionen mit interna-
tionaler Strahlkraft angesie-
delt: das Cyber Valley, das 
Karlsruher Institut für Techno-
logie, das einen besonderen 
Forschungsschwerpunkt auf 
künstliche Intelligenz legt, der 
Stuttgarter Technologie- und 
Innovationscampus STEC der 
Fraunhofer Gesellschaft, der 
Kernkompetenzen in den an-
wendungsorientierten The-
men des maschinellen Lernens 
und der künstlichen Intelligenz 
hat, sowie die Initiative „Digi-
tal Hub Karlsruhe – Artificial 
Intelligence“ in der Technolo-
gieregion Karlsruhe. Auch das 
EUCOR, ein internationaler 
Hochschulverbund, an dem 
die Universität Freiburg maß-
geblich beteiligt ist und die 
die neurotechnologische For-
schung, also die Schnittstelle 
zwischen Gehirn und techni-
schen Systemen, ganz ent-
scheidend voranbringt, ist 
eine wichtige Institution bei 
der Forschung zu künstlicher 
Intelligenz.

 < digital@bw

Mit „digital@bw“ wurde im 
Sommer 2017 die erste, lan-
desweite und ressortübergrei-
fende Digitalisierungsstrategie 
vorgestellt. In den kommen-
den zwei Jahren werden dazu 
über 70 konkrete Projekte 
mit einem Volumen von über 
300 Millionen Euro umgesetzt, 
um Baden-Württemberg zur 
Leitregion des digitalen Wan-
dels in Europa zu machen. 
Schwerpunkte von digital@bw 
sind die Bereiche: intelligente 
Mobilität der Zukunft, digitale 
Start-ups, Wirtschaft 4.0, 
Bildung und Weiterbildung in 
Zeiten der Digitalisierung, 
digitale Gesundheitsanwen-
dungen sowie digitale Zu-
kunftskommunen und Ver-
waltung 4.0. Dazu kommen 
die Querschnittsbereiche For-
schung, Entwicklung und Inno-
vation, schnelles Internet in 
Stadt und Land, Nachhaltigkeit 
und Energiewende, Datensi-
cherheit, Datenschutz und 
Verbraucherschutz. Mit digital-
bw.de hat die Landesregierung 
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auch ein Schaufenster der 
Digitalisierung an den Start 
gebracht. Es ist das zentrale 
Online-Portal rund um alle 
Digitalisierungsthemen und 
-maßnahmen im Land.

Am 4. Juli 2018 hat die Landes-
regierung ein Festival der digi-
talen Bildung in Heidelberg 
veranstaltet, um die Chancen 
und Herausforderungen der 
digitalen Bildung zu diskutie-
ren. Dort wurden Projekte aus 
digital@bw vorgestellt, die 
Angebote für Schulen, Hoch-
schulen und die berufliche 
Fortbildung schaffen.

 < Gemeinsam richtige 
Lösungen finden

Die Landesregierung hat gro-
ßes Vertrauen in den Ideen-
reichtum und die Handlungs-
stärke der baden-württem-
bergischen Gemeinden, Städte 
und Landkreise, sagt Ministe-
rialdirektor Stefan Krebs, der 
Landesbeauftragte für Infor-
mationstechnologie. Anstatt 
ausschließlich eigene Lösun-

gen zu entwickeln, setze das 
Land mit Förderprogrammen 
und Wettbewerben gezielt 
Anreize in der Fläche, damit 
dort eigene Ansätze mit loka-
len und überregionalen Part-
nern erprobt und bei Erfolg 
umgesetzt werden.

Mit dem gemeinsamen Pro-
gramm Städte und Gemeinden 
4.0 – Future Communities des 
baden-württembergischen 
Gemeindetags, des Städtetags 
und des Innen- und Digitali- 
sierungsministeriums wurde 
2016 ein Programm aufge-
setzt, mit dem die Kommunen 
die Chance bekamen, ihre 
Herausforderungen mit inno-
vativen und digitalen Lösun-
gen anzugehen. Dabei hat das 
Land 98 Projekte mit insge-
samt 800 000 Euro gefördert. 
Darunter finden sich zum Bei-
spiel Bürger-Apps, ein Chat-Bot 
für die Bürgerkommunikation 
mit dem Rathaus oder auch 
Ladestationen für Elektrofahr-
zeuge und -fahrräder bis hin 
zu einem intelligenten Service-
Roboter in einem Bürgerbüro.

Neben dem Förderprogramm 
Future Communities initiierte 
das Innenministerium 2017 
einen Förderwettbewerb 
„Digitale Zukunftskommune@
bw“. Anfang Mai 2018 wurden 
die Gewinner bekannt gege-
ben. Die vier Städte Heidel-
berg, Karlsruhe, Ludwigsburg 
und Ulm sowie ein Verbund 
um die Landkreise Biberach, 
Böblingen, Karlsruhe, Konstanz 
und Tuttlingen werden in den 
kommenden zwei bis drei Jah-
ren zu Schrittmachern des 
digitalen Wandels, zu echten 
digitalen Zukunftskommunen, 
im Sinne von Smart Cities 
ausgebaut. 50 weitere Kom-
munen werden auf ihrem Weg 
ins digitale Zeitalter unter-
stützt und eine an den konkre-
ten Bedürfnissen ihrer Bürge-
rinnen und Bürger ausgerichte-
te Digitalisierungsstrategie 
entwickeln. Insgesamt nimmt 
das Land dafür 7,6 Millionen 
Euro in die Hand.

Für Krebs steht fest: Die zahl-
reichen Projekte haben ge-
zeigt, dass die digitale Trans-

formation am besten gelingt, 
wenn sie vor Ort stattfindet 
und den Menschen in den Mit-
telpunkt aller Überlegungen 
stellt. Die Innovationskraft von 
Rathäusern, Gemeinderäten, 
lokalen Unternehmen und der 
Bürgerschaft ist in der Lage, 
die Möglichkeiten der Digitali-
sierung zur Bewältigung zahl-
reicher Herausforderungen zu 
nutzen. Was es am Ende sei-
tens einer Landesregierung 
brauche, seien geeignete Pro-
gramme und Anreize sowie die 
finanziellen Mittel, um Anstö-
ße zu geben, sowie ein großes 
Vertrauen in die Fähigkeiten 
und den Ideenreichtum in der 
Fläche des Landes. Der große 
Zuspruch und die Erfolge der 
geförderten Projekte haben 
die Landesregierung dazu be-
wogen, Future Communities in 
einer zweiten Runde neu auf-
zusetzen und die Gesamtmit-
tel auf eine Million Euro zu er-
höhen. Bei der zweiten Auflage 
des Wettbewerbs konnten sich 
diesmal auch Landkreise mit 
Ideen um eine Förderung be-
werben.  

Mit der Digitalisierungsstrategie digital@bw …

… auf dem Weg zur digitalen Leitregion
Die Digitalisierung stellt die öffentliche Verwaltung vor große Herausforderungen. In den 
Kommunen und Landkreisen steigen gleichermaßen der Veränderungsdruck und die Motivation, 
den digitalen Wandel in die eigene Hand zu nehmen und aktiv zu gestalten.

2017 hat die Landesregierung 
Baden-Württemberg ihre Digi-
talisierungsstrategie digital@
bw auf den Weg gebracht, die 
das Land in den nächsten Jah-
ren zu einer digitalen Leitregi-
on in Deutschland und Europa 
machen soll. Zu den sechs 
Themenschwerpunkten dieser 
Strategie gehört auch die 
Digitalisierung der Verwaltung 
im Land und in seinen Kom-
munen. Initiiert vom Ministeri-
um für Inneres, Digitalisierung 
und Migration haben führende 
Partner aus den Bereichen 
von Kommunal- und Landes-
verwaltung, Innovation und 

Bildung ihre Kompetenzen in 
der Digitalakademie@bw ge-
bündelt.

Aufgabe der Digitalakade-
mie@bw ist es, Impulsgeber 
für die digitale Transformation 
in Kommunen, Landkreisen 
und Verwaltungen zu sein. 
Das Ziel aber ist es, den digi-
talen Wandel in den Kommu-
nen, Landkreisen und Regionen 
im Land gemeinsam zu gestal-
ten und die vielfältigen Mög-
lichkeiten der Digitalisierung 
zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger und zur Stärkung 
des Standorts zu nutzen.

Vier Handlungsfelder stehen 
dabei im Mittelpunkt:

 < Qualifizierung

 > Die Digitalakademie@bw 
will die Digitalkompetenzen 
der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Verwal-
tungen im Land stärken. 
Dazu bündeln die Partner 
ihre Kräfte unter dem Dach 
der Digitalakademie@bw.  
 
Sie vernetzen bestehende 
Bildungs- und Qualifizie-
rungsangebote und schaffen 
neue, wo es erforderlich ist.

 < Innovation

 > Die Digitalakademie@bw 
will innovative Entwicklun-
gen in den Landes- und 
Kommunalverwaltungen 
entscheidend voranbringen. 
Dazu schafft sie eine neu-
trale Plattform. Außerdem 
entstehen Experimentier- 
und Erfahrungsräume für 
Verwaltung, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft. Das Ziel ist, innovati-
ve Lösungen für Kommunen, 
Landkreise und Regionen zu 
entwickeln und in die Praxis 
zu bringen.
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 < Kultureller Wandel

 > Die Digitalakademie@bw 
will den kulturellen Wandel 
in den Landes- und Kom-
munalverwaltungen voran-
treiben. Dazu sucht sie ge-
zielt nach einer engen Part-
nerschaft mit der Wirt-
schaft, der Zivilgesellschaft 

und der angewandten For-
schung.

 > Die Digitalakademie@bw 
versteht sich als „Change 
Enabler“ und wirkt darauf 
hin, dass es auf allen Ebenen 
der Landes- und Kommunal-
verwaltung „digitale Change-
maker“ gibt, die mit Sach-

kompetenz und persönli-
chem Engagement den digi-
talen Wandel voranbringen.

 < Wissenstransfer

 > Die Digitalakademie@bw will 
sich bei der Digitalisierung in 
den Kommunen an den Bes-
ten orientieren und innovati-

ve Entwicklungen in der Lan-
des- und Kommunalverwal-
tung sichtbar machen. Dazu 
sucht sie den Austausch auf 
landes-, bundes-, EU- und in-
ternationaler Ebene, um vor-
handene Best Practice-An-
wendungen auf Baden-Würt-
temberg zu übertragen und 
Erfahrungen auszutauschen. 

©
 M

EV Mit dem E-Government-Gesetz Baden-Württemberg (EGovG BW) …

… Weichen für die Verwaltung 4.0 gestellt 
Ein Blick zurück: Die entscheidende Weichenstellung für den Eintritt in 
die Verwaltung 4.0 war das E-Government-Gesetz Baden-Württemberg 
(EGovG BW), das in wesentlichen Teilen am 1. Januar 2016 in Kraft trat. 
Bestandteil dieses Gesetzes ist eine Vielzahl von Regelungen, die die elek-
tronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren ermöglichen, erleichtern 
und fördern sollen. 
Das E-Government-Gesetz 
Baden-Württemberg enthält 
Regeln zum elektronischen 
Zugang zur Verwaltung, zur 
Information über Verwal-
tungsverfahren, zum elektro-
nischen Bezahlen und zur Vor-
lage von Nachweisen auf elek-
tronischem Weg, ferner zur 
elektronischen Akte, zur Ver-
fahrensoptimierung und zu 
elektronischen Formularen 
und schließlich zur Georefe-
renzierung von Registerdaten, 
zur elektronischen Veröffentli-
chung in Amts- und Mittei-
lungsblättern, zur Barrierefrei-
heit, zur Informationssicher-
heit sowie zur Bereitstellung, 
Pflege und Weiterentwicklung 
des Dienstleistungsportals des 
Landes und der mit ihm ver-
bundenen zentralen Dienste. 
Die Verpflichtung zur Umset-
zung der Standardisierungsbe-
schlüsse des IT-Planungsrates 
beschließt diesen Teil der Re-
gelungen. 

Die elektronische Akte wurde 
durch den Grundsatzbeschluss 
der Landesregierung vom 
7. März 2017 auf den Weg ge-
bracht. Im Staatshaushaltsplan 
2017 wurden hierfür Stellen, 
Mittel und Verpflichtungser-

mächtigungen veranschlagt. 
Im Staatshaushaltsplan 
2018/2019 werden die zur 
Abdeckung der eingegangenen 
Verpflichtungsermächtigun-
gen erforderlichen Mittel be-
reitgestellt. 

Das Vergabeverfahren für die 
technische Umsetzung der 
E-Akte hat begonnen. Voraus-
sichtlich im Jahr 2019 kann mit 
dem flächenhaften Rollout der 
E-Akte in den Landesbehörden 
begonnen werden. Das Dienst-
leistungsportal des, Landes 
„service-bw“, wird sukzessive 
zur zentralen E-Government-
Plattform in Baden-Württem-
berg ausgebaut. Als Bestand-
teil des im Online-Zugangsge-
setz vorgegebenen Portalver-
bundes wird es für Bürger-
schaft und Wirtschaft das Tor 
zu allen digitalen Verwaltungs-
leistungen in Baden-Württem-
berg werden. 

Die Komponente „Servicekon-
to BW“ des Dienstleistungs-
portals dient seit Anfang des 
Jahres 2018 für alle Beschäf-
tigten des Landes als Zugangs-
tor zum Portal des Landesam-
tes für Besoldung und Versor-
gung. De-Mail-Dienste stellt 

die IT Baden-Württemberg 
(BITBW) für die Dienststellen 
der Landesverwaltung seit 
2018 zentral bereit. Die in den 
§§ 18 ff. EGovG BW geregelte 
Organisation und Strukturen 
der Zusammenarbeit in der 
Informationstechnik haben 
ihre Arbeit aufgenommen. 

Ministerialdirektor Stefan 
Krebs ist der Beauftragte der 
Landesregierung für Informa-
tionstechnologie (CIO/CDO). 
Der IT-Rat Baden-Württem-
berg hat seit dem 1. Januar 
2016 sechsmal, der Arbeits-
kreis Informationstechnik des 
IT-Rates Baden-Württemberg 
17-mal und der IT-Kooperati-
onsrat siebenmal getagt. Au-
ßerdem wurden zur näheren 
Ausgestaltung des E-Govern-
ment-Gesetzes Baden-Würt-
temberg die Verwaltungsvor-
schrift der Landesregierung 
über die Organisation des Ein-
satzes von Informationstech-
nik in der Landesverwaltung 
BadenWürttemberg (VwV IT-
Organisation), die seit dem 
1. Juli 2016 gilt, sowie die Ver-
waltungsvorschrift des Innen-
ministeriums zur Informations-
sicherheit (VwV Informations-
sicherheit), die seit dem 1. Mai 

2017 gilt, erlassen. Auch die 
ressortübergreifende, landes-
weite Digitalisierungsstrategie 
digital@bw enthält zusätzliche 
Ziele und Ideen, die derzeit 
Schritt für Schritt umgesetzt 
werden, um die Digitalisierung 
entlang der definierten 
Schwer punkt- und Quer-
schnittsthemen voranzubrin-
gen.

In der Steuerverwaltung, für 
die das EGovG BW aufgrund 
der Bereichsausnahme nicht 
gilt, ist die Digitalisierung be-
reits weit vorangeschritten: 
Die Besteuerungsdaten wer-
den grundsätzlich nur elektro-
nisch vorgehalten. Für eine 
rein digitale Bearbeitung der 
Veranlagungssteuern (zu de-
nen insbesondere die Einkom-
mensteuer gehört) liegen die 
technischen Voraussetzungen 
für den größten Teil der Fälle 
bereits vor; die Umsetzung in 
allen Finanzämtern erfolgt 
derzeit. Wichtige Massenver-
fahren wie zum Beispiel der 
Lohnsteuerabzug oder die 
Übermittlung weiterer Besteu-
erungsdaten an das Finanzamt 
(zum Beispiel zur Rente oder 
Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge) sind bereits 
digitalisiert. Zur weiteren Digi-
talisierung wurde 2016 das 
(Bundes-)Gesetz zur Moderni-
sierung des Besteuerungsver-
fahrens verabschiedet. Das 
Gesetz schafft den gesetzli-
chen Rahmen für ein Gesamt-
paket aus technischen, organi-
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satorischen und rechtlichen 
Modernisierungsmaßnahmen 
zur Verbesserung der Hand
habbarkeit des Besteuerungs
verfahrens. Mehr Serviceorien
tierung und nutzerfreundliche
re Prozesse sollen für alle Be
teiligten zu einem einfacheren, 
schnelleren und effizienteren 
Steuervollzug führen. Das 
„Modernisierungsgesetz“ ist 
grundsätzlich am 1. Januar 
2017 in Kraft getreten. Für ei
nige Regelungen gelten abwei
chende Zeitpunkte des Inkraft
tretens. Für die komplette Um
setzung aller Maßnahmen – 
auch technisch und organisa
torisch – wird ein Zeitraum von 
circa fünf Jahren veranschlagt.

< Papierlose Post 
in der Justiz

Zum 1. Januar 2018 wurde der 
flächendeckende elektronische 
Rechtsverkehr eröffnet. Seither 
ist es bei allen Gerichten und 
Staatsanwaltschaften im Land 
möglich, Dokumente rechts
sicher elektronisch einzurei
chen. Bei der papierlosen Kom
munikation setzt die Justiz auf 
den Schulterschluss mit den 
Landesbehörden und Kommu
nen. So pilotiert sie bereits in 

diesem Jahr die elektronische 
Übermittlung zwischen Land
ratsamt und Verwaltungsge
richt sowie zwischen Landrats
amt, Regierungspräsidium und 
Sozialgericht. Schon in weni
gen Jahren soll der gesamte 
Postverkehr zwischen Gerich
ten und Behörden im Land 
elektronisch abgewickelt wer
den. 

Derzeit wird an den Themen 
einheitliche Aktenstruktur und 
abgestimmte Metadaten gear
beitet. Zugleich wird die Kopp
lung der Behördenkonten auf 
Basis des Dienstleistungspor
tals „servicebw“ mit den nach 
den Regelungen des elektroni
schen Rechtsverkehrs für die 
Behörden obligatorischen be
sonderen elektronischen Be
hördenpostfächern (beBPo) 
vorangetrieben. Die technische 
Kopplung der Infrastrukturen 
hat den Vorteil, dass künftig 
alle Landes und Kommunalbe
hörden in BadenWürttemberg 
über ein Behördenkonto mit 
allen denkbaren Adressaten 
der Justiz und der Verwaltung 
sicher kommunizieren können. 

< Papierloses Verfahren 
beim Landesamt für 
Besoldung und Versorgung 
(LBV) 

Durch die Einführung von 
papierlosen Verfahren im LBV, 
welche über das dortige Kun
denportal genutzt werden 
können, entfällt sowohl zum 
Beispiel bei der Übermittlung 
von Anträgen zu Dienstreisen 
oder zur Beihilfegewährung 
als auch bei der elektronischen 
Übersendung von Gehaltsmit
teilungen, von Lohnsteuerbe
scheinigungen, von Beihilfebe
scheiden oder sonstigen Nach
richten des LBV die Notwen
digkeit des Papierversands.

< Elektronisches Verfahren 
bei der Steuerverwaltung 

Die Übermittlung durch Da
tenfernübertragung ist unter 
anderem verpflichtend für eine 
LohnsteuerAnmeldung (§ 41 a 
Einkommensteuergesetz), 

eine Lohnsteuerbescheinigung 
(§ 41 b Einkommensteuerge
setz), eine Voranmeldung be
ziehungsweise Erklärung der 
Umsatzsteuer (nach § 18 des 
Umsatzsteuergesetzes), der 
Gewerbesteuer (nach § 14 a 
des Gewerbesteuergesetzes), 
der Körperschaftsteuer (nach 
§ 31 des Körperschaftsteuer
gesetzes) und für die Einkom
mensteuererklärung, soweit 
Gewinneinkünfte (Einkünfte 
aus Land und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb und selbst
ständiger Arbeit) erzielt wer
den (nach § 25 des Einkom
mensteuergesetzes). Daneben 
ist es insbesondere bereits 
möglich, dem Finanzamt frei 
formulierte Nachrichten in 
elektronisch authentifizierter 
Form zu übermitteln. Für Ein
sprüche, Fristverlängerungsan
träge und Anträge zur Anpas
sung von Vorauszahlungen 
sind gesonderte Webformulare 
vorhanden. 

Die Kommunikation ist mög
lich über das Dienstleistungs
portal der Steuerverwaltung 
„MeinELSTER“ oder durch Nut
zung der ERiCSchnittstelle 
direkt aus dem Büroprogramm 
der steuerpflichtigen Person 
oder des Angehörigen der 
steuerberatenden Berufe. Das 
Angebot wird kontinuierlich 
weiter ausgebaut. Insbeson 
dere ist vorgesehen, Nachrich
ten des Finanzamts elektro
nisch zu übermitteln und Ver
waltungsakte elektronisch 
bekannt zu geben. Auch an 
Lösungen zur Vorlage von Bele
gen und anderen Unterlagen 
auf elektronischem Wege wird 
gearbeitet. Ziel ist die Möglich
keit der vollumfänglichen elek
tronischen Kommunikation. 

Im Rahmen der Digitalisie
rungsstrategie digital@bw 
hat das Finanzministerium das 
Projekt „Finanzamt der Zu
kunft“ (FiZ) eingerichtet. Mit 
dem FiZ wird ein innovativer 
Ansatz zur digitalen Verwal
tungsentwicklung beschritten. 
Dabei wird sowohl der Bürger
service als auch die Zusam
menarbeit mit den Unterneh

men des Landes weiter verbes
sert.

Im FiZ werden die tech nischen 
Voraussetzungen geschaffen, 
um die zukünftige digitale 
Arbeitsweise und digitale 
Kommunikationsansätze zu 
erproben, deren Auswirkungen 
auf den Kundenservice mit 
Bürgerinnen und Bürgern und 
Unternehmen sowie die Zu
sammenarbeit mit Angehö 
rigen der steuerberatenden 
Berufe, anderen Verwaltungen 
und den Beschäftigten zu un
tersuchen und darauf aufbau
end den Flächeneinsatz in der 
Steuerverwaltung vorzuberei
ten. 

< Das Dienstleistungsportal 
des Landes für die Bürger-
schaft, die Unternehmen 
und Behörden

Auf Basis von „servicebw“ 
werden kommunale Leistun
gen in Form von digitalen 
Standardprozessen bereitge
stellt werden. 

Beim BBW verfolgt man die 
Entwicklung aufmerksam, 
stets die Interessen der Be
troffenen im Blick: Schließlich 
dürfen trotz der berechtigten 
Dringlichkeit, mit der die Digi
talisierung des öffentlichen 
Dienstes im Land vorange
bracht werden soll, klare Vor
gaben für den Umgang mit 
den betroffenen Beschäftigten 
nicht auf der Strecke bleiben. 
„Es ist falsch, Modernisie
rungsabläufe anzustoßen, 
ohne die Beschäftigten mitzu
nehmen“, sagt BBWLandes
chef Kai Rosenberger, und er 
warnt: Schließlich gebe es viele 
Beschäftigte, die verängstigt 
sind, weil sie nicht erkennen 
können, welcher Platz ihnen 
am Ende des Umwandlungs
prozesses noch bleibt.

(Quelle für Aussagen zur 
Fortentwicklung der 

Digitalisierung der Verwaltung 
seit 2016: Antwort des 

Innenministeriums auf eine 
parlamentarische Anfrage,  

DS - 16 / 3655)
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§

BBW nimmt Stellung zum Änderungsentwurf zur AzUVO 

Mutterschutzregelungen der AzUVO 
werden an Mutterschutzgesetz angepasst
Mit der Änderung der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO) will das 
Land die Mutterschutzregelungen der §§ 32 ff. AzUVO wirkungsgleich an 
die Änderungen des Mutterschutzgesetzes des Bundes anpassen. Schon 
das allein bewertet der BBW positiv. Ausdrückliches Lob verteilt der BBW 
jedoch für eine weitergehende Entscheidung: Der Ministerrat hat nämlich 
bereits am 12. Juni 2018 mit einem Vorgriffsbeschluss dafür gesorgt, dass 
werdende Mütter schnellstmöglich von der Änderung profitieren können.

Im Klartext bedeutet dies: 
Die vorgesehenen Änderungen 
der §§ 32, 34 Abs. 1, 35 Abs. 1, 2 
und 5 sowie § 37 Abs. 1 AzUVO 
können, bevor die Änderungs-
verordnung in Kraft tritt, in An-
spruch genommen werden. 
Im Einzelnen hat der BBW zu 
dem Verordnungsentwurf wie 
folgt Stellung genommen:

 < Zu § 32 Abs. 2

Der BBW begrüßt die Verlän-
gerung der nachgeburtlichen 
Schutzfrist bei der Geburt 
eines Kindes mit Behinderung 
von acht auf zwölf Wochen. 
Die betreffende Beamtin muss 
einen Antrag stellen, um die- 
se Verlängerung zu erhalten. 
Nach Ansicht des BBW sollte 
die Beamtin darauf durch ei-
nen entsprechenden Hinweis 
der Behörde aufmerksam ge-
macht werden.

Zudem hält es der BBW für 
angebracht, auch folgenden 
Aspekten Rechnung zu tragen: 
Eine sichere Diagnose von Be-
hinderung im Säuglingsalter 
ist häufig nicht möglich. Daher 
plädiert der BBW dafür, dass 
die verlängerte Schutzfrist 
auch dann gilt, wenn bei ei-
nem Kind eine drohende Be-
hinderung ärztlich festgestellt 
wird. Ebenso sollten nachträg-
lich diagnostizierte – gesichert 
kongenitale – Erkrankungen 
zur nachträglichen Verlänge-
rung der Schutzfrist, mindes-
tens in finanzieller Hinsicht, 

führen, wenn diese innerhalb 
des ersten Lebensjahrs ärztlich 
bestätigt werden.

 < Zu § 32 Abs. 4

Grundsätzlich kann die früh-
zeitige Beendigung der nach-
geburtlichen Schutzfrist oder 
die Teilnahme an Ausbildungs-
veranstaltungen nach 20 Uhr 
dem Wunsch Rechnung tragen, 
die Ausbildung zügig fortzu-
setzen. Dies begrüßt der BBW. 
Er sieht hier aber auch die Ge-
fahr, dass innerer und äußerer 
Druck erzeugt wird, unausge-
sprochenen Forderungen ge-
recht zu werden. Weil sich dies 
negativ auf das Kind und/oder 
die Mutter auswirken kann, 
fordert der BBW bei Verkür-
zung der Schutzfrist, dass die 
Personalvertretung und die 
BfC in Kenntnis gesetzt wer-
den.

 < Zu § 35

Der BBW begrüßt die Beschrän-
kung der Mehrarbeit. Positiv 
bewertet er, dass nicht mehr 
in Doppelwochen gezählt wird, 
sondern die wöchentliche 
Arbeitszeit als Grundlage dient. 
Denn dies führt zu weniger 
Arbeitsspitzen.

 < Zu § 36

Der BBW bewertet die Über-
tragung der Dokumentations- 
und Informationspflicht hin-
sichtlich der Gefährdungsbeur-

teilung auf die Dienststellen 
und die Anpassung an die freie 
Wirtschaft grundsätzlich po-
sitiv, fordert aber die Bereit-
stellung entsprechender Res-
sourcen sowie Informations-
material und Unterstützung 
für die Dienststellen bei der 
Erstellung der Gefährdungs-
beurteilung. Zudem müsse die 
konkrete Umsetzung kontrol-
liert werden, um deren Einhal-
tung zu gewährleisten.

Aufgrund der Umsetzung von 
unionsrechtlichen Vorgaben 
wird die bisher praktizierte 
„Eigenüberwachung“ durch 
den Dienstvorgesetzten auf-
gegeben und die Kontrolle 
und Überwachung der gesund-
heitsrechtlichen Vorschriften 
des Mutterschutzes auf die 
nach § 29 Abs. 1 Mutterschutz-
gesetz zuständigen Behörden 
übertragen. Zuständig sind 
gemäß § 1 der Verordnung 
des Wirtschaftsministeriums 
zur Durchführung des Mutter-
schutzgesetzes die Regierungs-
präsidien. Aufgrund der zu-

sätzlichen Aufgaben sollte 
daher nach Ansicht des BBW 
zwingend geprüft werden, ob 
dort mehr Personal benötigt 
wird. Zudem sollten die Betrof-
fenen in den unterschiedlichen 
Verwaltungsbereichen darüber 
informiert werden, wer im 
Einzelnen die zuständige An-
sprechstelle beim Regierungs-
präsidium ist, um die Verfah-
ren möglichst unbürokratisch 
und klar zu gestalten.

 < Zu § 37

Der BBW begrüßt die Ausdeh-
nung des mindestens viermo-
natigen Entlassungsschutzes 
für Beamtinnen auf Probe und 
Beamtinnen auf Widerruf. In 
diesem Zusammenhang weist 
er jedoch auf die Problematik 
des § 18 Abs. 1 LBeamtVGBW 
hin, wenn Beamtinnen auf 
Probe sowie Beamtinnen auf 
Lebenszeit aufgrund der Ge-
burt eines oder mehrerer Kin-
der noch keine Dienstzeit von 
mindestens fünf Jahren ableis-
ten konnten und dienstunfähig 
werden. Hier sollte eine weite-
re soziale Absicherung im Sin-
ne der Mindestversorgung ne-
ben den gesetzlichen Leistun-
gen geprüft werden. Dies soll-
te auch im Todesfall die hinter-
bliebenen Kinder einbeziehen.

 < Zu § 38

Der BBW begrüßt die Güns-
tigerprüfung im Falle der vor-
zeitigen Beendigung der El-
ternzeit zur Inanspruchnahme 
der Mutterschutzfristen bei 
einer neuen Schwangerschaft. 
Danach werden die Bezüge 
gezahlt, die während einer 
Teilzeitbeschäftigung beim 
Dienstherrn in der Elternzeit 
erzielt wurden, soweit diese 
höher sind als die Bezüge vor 
Beginn der Elternzeit. 
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Gesprächsreigen vor der Sommerpause

Im Fokus: Berufspolitik, die Beihilfe 
und die Krankenversorgung

Noch vor der Sommerpause 
hat BBW-Chef Kai Rosenberger 
eine Reihe von Gesprächen 
mit Vertretern von Verbänden 
und Organisationen geführt, 
deren Tätigkeitsfeld Berüh-
rungspunkte mit der Arbeit 
des BBW aufweist. Getroffen 
hat er sich mit dem Präsiden-
ten der Landeszahnärztekam-
mer BW und der Vorstandsvor-
sitzenden der Kassenzahnärzt-
lichen Vereinigung BW, mit 
dem Direktor des Katholischen 
Büro Stuttgart und dem lang-
jährigen Vorsitzenden des Ver-
eins der Richter und Staatsan-
wälte in Baden-Württemberg 
e. V.

Rosenbergers erster Gesprächs-
partner war Matthias Grewe, 
Direktor am Amtsgericht 
Ravensburg und langjähriger 
Vorsitzender des Vereins der 
Richter und Staatsanwälte in 
Baden-Württemberg. Grewe 
wurde – nachdem er eine er-
neute Kandidatur ausgeschlos-
sen hatte – bei der Mitglieder-
versammlung der Organisation 
am 29. Juni 2018 von Wulf 
Schindler, Vorsitzender Richter 
am Landgericht Tübingen, im 
Amt des Vereinsvorsitzenden 
abgelöst. Wenige Tage vor die-
ser Mitgliederversammlung 
hatte sich Grewe mit BBW-

Vorsitzendem Kai Rosenberger 
getroffen, hatte auf die jahre-
lange erfolgreiche Zusammen-
arbeit mit dem BBW hingewie-
sen und dafür geworben, dass 
dieses Miteinander auch mit 
seinem Nachfolger fortgeführt 
wird, was ihm der BBW-Vorsit-
zende gerne zusicherte. 

Am 25. Juli 2018 hatte Rosen-
berger gleich zwei Gesprächs-
termine: Das Treffen mit Dr. 
Gerhard Neudecker, Direktor 
Katholisches Büro Stuttgart, 
und Susanne Traulsen, der 
Rechtsreferentin der Organisa-
tion, sowie die Unterredung 
mit den Spitzenvertretern der 
Landeszahnärztekammer und 
der Kassenzahnärztlichen Ver-
einigung. 

 < Beihilfesatz für Familien- 
und Haushaltshilfen 
 bemängelt

Das Katholische Büro Stuttgart 
vertritt die beiden Diözesen 

im Land Baden-Württemberg, 
das Erzbistum Freiburg und 
das Bistum Rottenburg-Stutt-
gart, gegenüber der Landes-
regierung, dem Parlament und 
der ministerialen Verwaltung. 
Als Kommissariat der Bischöfe 
in Baden-Württemberg ist 
das Katholische Büro Stuttgart 
auch zuständig für Perso-
nalthemen.

Sorgen bereiten Direktor Dr. 
Neudecker die Beihilfekürzun-
gen, insbesondere die Reduzie-
rung der Kostenerstattung 
für Familien- und Haushaltshil-
fen. Durch diese Änderung in 
der Beihilfeverordnung des 
Landes habe sich gegenüber 
den gesetzlichen Krankenkas-
sen eine unterschiedliche 
Versorgungsstruktur ergeben, 
sagte Neudecker gegenüber 
BBW-Chef Rosenberger und 
BBW-Justiziarin und Geschäfts-
führerin Susanne Hauth aus. 
Zugleich warb er um Unter-
stützung durch den BBW. Es 
dürfe einfach nicht sein, dass 
die Kosten für eine Familien- 
und Haushaltshilfe, soweit 
diese beihilfefähig seien, auf 
15 Euro pro Stunde begrenzt 
werden. Damit werde der Satz 
von 24,50 Euro, der AOK-Stun-
densatz für eine hauptberuf-
lich tätige Kraft, bei der Beihil-
fe erheblich unterschritten.

Einig: Bürgerversicherung und 
Hamburger Modell sind keine 
AlternativeWeder die Bürger-
versicherung noch das Ham-
burger Modell sind eine sinn-

volle Alternative zu dem Mitei-
nander von gesetzlicher Kran-
kenversicherung (GKV) und 
privater Krankenversicherung 
(PKV). Diese Auffassung teilten 
BBW-Chef Kai Rosenberger 
und BBW-Justiziarin und 
Geschäftsführerin Susanne 
Hauth uneingeschränkt mit Dr. 
Torsten Tomppert, dem Präsi-
denten der Landeszahnärzte-
kammer, und Dr. Ute Maier, 
der Vorstandsvorsitzenden der 
Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung BW. 

BBW und die Spitzen der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung 
und der Landeszahärztekam-
mer pflegen seit vielen Jahren 
einen regelmäßigen Gedan-
kenaustausch. Nachdem es 
nicht nur beim BBW, sondern 
auch mit Kammerpräsident 
Tomppert einen Wechsel an 
der Spitze gegeben hat, traf 
man sich im Juli zu einem ers-
ten Kennenlerngespräch im In-
formationszentrum Zahnge-
sundheit Baden-Württemberg 
(IZZ) in Stuttgart. 

 < Die ablehnende Haltung zur Bürgerversicherung und dem Hamburger 
Modell eint – BBW und Kassenzahnärztliche Vereinigung haben nach 
einem Wechsel an der Spitze in beiden Organisationen den Gedanken-
austausch wieder aufgenommen (von rechts): Kammerpräsident Dr. 
Torsten Tomppert, Landeszahnärztekammer BW, und Dr. Ute Maier, 
 Vorstandsvorsitzende Kassenzahnärztliche Vereinigung BW; BBW-Chef 
 Rosenberger, BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth.

 < Trafen sich zu einem Gedanken- 
austausch (von links): Direktor 
Dr. Gerhard Neudecker und Rechts-
referentin Susanne Traulsen, beide 
Katholisches Büro Stuttgart; BBW-
Vorsitzender Rosenberger, BBW-
Justiziarin und Geschäftsführerin 
Susanne Hauth.

 < Das letzte Zusammentreffen 
in Amt und Würden: Bevor 
Matthias Grewe, der langjäh-
rige Vorsitzende des Vereins 
der Richter und Staatsanwälte 
in Baden-Württemberg (links), 
am 29. Juni 2018 sein Amt an 
seinen Nachfolger weitergab, 
traf er sich zu einem Abschieds-
besuch mit BBW-Chef Rosen-
berger.
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Licht am Horizont bei der Bearbeitung von Beihilfeanträgen

Das Maßnahmenpaket zeigt Wirkung: 
Rückstände deutlich reduziert
Es gibt Licht am Horizont bei der Bearbeitung von Beihilfeanträgen. Das Bündel an Maßnahmen, 
das das Finanzministerium Anfang Juli 2018 auf den Weg gebracht hat, um die Beihilfemisere 
der vergangenen Monate zu beenden, zeigt Wirkung.

Man habe die Rückstände bereits 
um über 23 Prozent re duzieren 
können, erklärte Ministerialdi-
rektor Jörg Krauss knapp drei 
Wochen später gegenüber BBW-
Vorsitzendem Kai Rosenberger.

Krauss ist zuversichtlich, dass 
Beihilfeberechtigte schon bald 
wieder zeitnah über die Beihilfe 
zu ihren Krankheitskosten verfü-
gen können. Die verbliebenen 
Rückstände würden nun zügig 
abgebaut. Gleichzeitig werde 
sichergestellt, dass sich die Bear-
beitungsdauer nachhaltig redu-
ziert, versprach der Amtschef 
des Finanzministeriums. Um die 
Rückstände in der Beihilfebear-
beitung kurzfristig und deutlich 

spürbar zu verringern, hat das 
Finanzministerium zusammen 
mit dem Landesamt für Besol-
dung und Versorgung (LBV) fol-
gende Maßnahmen ergriffen:

In der Beihilfebearbeitung 
wurden Überstunden angeord-
net. Der Personalbestand in 
der Organisationseinheit des 
LBV, welche die einfachen 
Beihilfefälle bearbeitet, wurde 
um das Doppelte erhöht.

Es wurde eine beschleunigte 
und standardisierte Bearbei-
tung von unproblematischen 
und schnell zu erledigenden 
Anträgen angeordnet. Zusätz-
lich zu diesen Maßnahmen 

setzt das LBV Personal aus an-
deren Organisations einheiten 
in der Beihilfe ein. Zudem ist 
man beim LBV dabei, die Sys-
temeinstellungen des derzeit 
in der Einführung befindlichen 
Beihilfeabrechnungssystems 
BABSY+ zu op timieren, um den 
vollständigen Einsatz der neu-
en Software in allen Arbeits-
gebieten schnellstmöglich 
sicherzustellen.

Der Unmut der Betroffenen über 
die stark verzögerte Bearbeitung 
von Beihilfean trägen hatte nach 
dem Hacker-Angriff auf den Ser-
ver des LBV zum Jahreswechsel 
2017/2018 begonnen und hatte 
sich von Monat zu Monat in 

massiven Ärger, ja Zorn auf die 
Behörde gewandelt. 

Beschwerden über Beschwer-
den gingen auch bei Mit-
gliedsverbänden des BBW ein, 
ins besondere beim Senioren-
verband. Wiederholt hat 
BBW-Vorsitzender Kai Rosen-
berger in Gesprächen mit Ver-
antwortlichen im Finanzmi-
nisterium die Beihilfemisere 
thematisiert, bis endlich das 
Gespräch mit Amtschef 
Krauss am 6. Juli 2018 jetzt 
Wirkung zeigt. Inzwischen hat 
sich auch die CDU-Fraktion 
der Problematik angenom-
men mit einer Landtagsanfra-
ge (DS - 16 / 4637).  

8. Änderung der Bundesbeihilfeverordnung in Kraft

Positive Auswirkungen 
auf die Beihilfeverordnung des Landes 
Am 30. Juli 2018 wurde die 8. Änderung der Bundesbeihilfeverordnung im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Sie gilt seit 31. Juli 2018 im vollen Um-
fang für den Bundesbereich. In die Beihilfeverordnung des Landes Baden-
Württemberg werden vor allem die in der Anlage 9 benannten 
Heilmittel und die beihilfefähigen Höchstbeträge übernommen. 

Die Anpassung der beihilfe-
fähigen Höchstbeträge war 
überfällig. Seit 2001 war deren 
Höhe unverändert. Sie werden 
nun in zwei Stufen, ab 31. Juli 
2018 und ab 1. Januar 2019, 
deutlich erhöht. Dabei gelten 
für Behandlungen bis zum 
30. Juli 2018 die bisherigen 
und für Behandlungen ab 
31. Juli 2018 die neuen Sätze.

Neben der Erhöhung der bei-
hilfefähigen Höchstbeträge 
wurden vor allem in den Berei-
chen Ergotherapie und Podo- 
logie weitere Behandlungen 
in das Verzeichnis aufgenom-
men. Komplett neu sind die 
Abschnitte Palliativversorgung 
und Ernährungstherapie. 
Zu den Neuregelungen zählen 
beispielsweise:

 > Der physiotherapeutische 
Erstbefund zur Erstellung 
eines Behandlungsplans.

 > Die Krankengymnastik im 
Bewegungsbad in einer 
Gruppe wird jetzt nach 
Gruppengröße differenziert 
(2 bis 3 Personen oder 4 bis 
5 Personen).

 > Die Erhöhung der Zahl der 
gerätegestützten Kranken-

gymnastik von 18 auf maxi-
mal 25 Behandlungen im 
Kalenderhabjahr.

 > Die physiotherapeutische 
Komplexbehandlung in der 
Palliativversorgung.

 > Einzel- und Gruppenbehand-
lungen im Bereich Ergothera-
pie als Belastungserprobung 
bei psychisch-funktionellen 
Störungen.

 > Im Bereich der Ernährungs-
therapie das Erstgespräch 
zum Erstellen eines Behand-
lungsplans sowie maximal 
zwölf Einzel- beziehungs-
weise zwölf Gruppenbe-
handlungen pro Jahr. Eine 
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BBW und Steuerzahlerbund pflegen den Gedankenaustausch

Bei der Beamtenversorgung 
scheiden sich die Geister
Die Standortbeschreibung ist nicht neu: Zwischen Steuerzahlerbund 
und BBW gibt es viel Übereinstimmung, gegensätzliche Positionen aber 
auch – und dies in so wichtigen Feldern wie beispielsweise der Beamten-
versorgung. Das wurde vor der Sommerpause wieder einmal deutlich, als 
sich Spitzenvertreter beider Organisationen zu einem Gedankenaustausch 
trafen.

Geht es um die Zukunft des 
Landeshaushalts, sind sich die 
Vertreter beider Organisatio-
nen einig: Das Land muss nicht 
nur so haushalten, dass die 
Schuldenbremse eingehalten 

wird, sondern auch dauerhaft 
einen ausgeglichenen Haus-
halt vorlegen. Übereinstim-
mung herrscht auch darin, 
dass der Beamtenstatus 
grundsätzlich beibehalten 

werden muss. Bei der Beam-
tenversorgung scheiden sich 
allerdings die Geister.

Während der Bund der Steuer-
zahler ohne Wenn und Aber an 

seiner Forderung festhält, wie 
bei der Rente auch bei der Be-
amtenversorgung einen Nach-
haltigkeitsfaktor einzuführen, 
um so den Anstieg der Pensio-
nen zu dämpfen, lehnt der 
BBW jegliche Kürzung der Pen-
sionen ab. Aus gutem Grund, 
denn schließlich ist die Versor-
gung der Beamten Bestandteil 
des Alimentationsprinzips und 
somit weder vergleichbar mit 
dem Rentenrecht noch ist es 
ohne Weiteres möglich, vollzo-
gene Reformen aus dem Ren-
tenrecht auf die Beamtenver-
sorgung zu übertragen.

Thematisiert wurde im Verlauf 
der Unterredung auch die Re-
form der Grundsteuer. Für die 
Vertreter des Steuerzahler-
bunds steht fest, dass durch 
diese Steuerreform Mehrbelas-
tungen für die Steuerzahler in 
Baden-Württemberg drohen. 
Sie appellierten deshalb an die 
Vertreter des BBW, sich auch 
dieses Themas anzunehmen 
und sich gegen das Kosten-
wertmodell auszusprechen.

Die BBW-Vertreter reagierten 
reserviert, erklärten allerdings 
auch, dass eine neue Berech-
nungsgrundlage für Immobili-
en im Rahmen der Grund-
steuer zusätzlichen Personal-
bedarf erfordere.

Weitere Themen betrafen 
Überlegungen zur Einführung 
einer Bundessteuerverwaltung 
und die Tarifstrukturen im 
öffentlichen Dienst. 
 

Behandlerqualifikation als 
Diätassistent, öcotrophologe 
oder Ernährungswissen-
schaftler muss vorliegen.

 > Aus dem Leistungsverzeich-
nis gestrichen wurde die 
Lichttherapie (Ultraviolett-
licht, Quarzlampendruck-
bestrahlung).

Der Text und die Anlagen der 
Änderungsfassung wurden 
den Mitgliedsgewerkschaften 
zugestellt. Das Leistungsver-

zeichnis mit den beihilfefähi-
gen Höchstbeträgen ist im 
Internet einsehbar (Anlage 9 
zu § 23 Abs. 1 Bundesbeihilfe-
verordnung). Auskünfte zu 
Detailfragen erteilen die zu-
ständigen Beihilfestellen.

Die Bundesregelung sieht nun-
mehr eine Direktabrechnung 
bei stationären Aufenthalten, 
nur für öffentliche Kranken-
häuser, vor. Abweichend davon 
ermöglicht die Beihilfeverord-

nung in Baden-Württemberg 
weiterhin die Direktabrech-
nung für alle Krankenhäuser 
sowie die Rehabilitations- und 
Pflegeeinrichtungen. 

Hierfür muss lediglich das im 
Internet abrufbare oder bei den 
Beihilfestellen anzufordernde 
Formblatt vom Beihilfeberech-
tigten und der Einrichtung aus-
gefüllt, unterzeichnet und zu-
sammen mit den Rechnungs-
kopien der Beihilfestelle vorge-

legt werden. Verbesserungen 
gibt es daneben auch bei den 
ambulanten Psychotherapien. 
Insbesondere ist jetzt eine 
Akutbehandlung möglich, 
wenn es eine erste probatori-
sche Sitzung gab, die Anerken-
nung des Gutachters aber 
noch nicht vorliegt. Die Sitzun-
gen der Akutbehandlung wer-
den später auf die Gesamtzahl 
angerechnet.

Vorsitzender Rudolf Forcher, 
Landesseniorenvertretung

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch in der Geschäftsstelle des baden-württembergischen Steuerzahler-
bunds (von links): Eike Möller, stellv. Vorsitzender BdSt; Andrea Schmid-Förster, Leiterin der Abteilung Steuer-
politik und Grundsatzfragen beim BdSt; BdSt-Landesvorsitzender Zenon Bilaniuk; BBW-Chef Kai Rosen berger; 
Alexander Schmid, stellv. BBW-Vorsitzender; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth; Joachim 
Lautensack, stellv. BBW-Vorsitzender.
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Jahrestagung der BBW-Landesfrauenvertretung

Benachteiligung von Frauen begegnen
Die Mitglieder der BBW-Landesfrauenvertretung sind bereit, gemeinsam 
mit der Vorsitzenden des Gremiums, Heidi Deuschle, der Benachteiligung 
von Frauen im öffentlichen Dienst mit Entschiedenheit zu begegnen. 
Darauf haben sie sich am 16. Juli 2018 im Rahmen der Landesfrauen-
tagung in Stuttgart verständigt. 
Die Jahrestagung der Landes-
frauenvertretung findet jähr-
lich ein Mal statt. Tagungsort 
ist in der Regel die Geschäfts-
stelle des BBW. Eröffnet hat 
die Tagung in diesem Jahr der 
BBW-Landesvorsitzende Kai 
Rosenberger gemeinsam mit 
der Vorsitzenden der Landes-
frauenvertretung, Heidi 
Deuschle.

Laut Satzung stand bei der 
diesjährigen Tagung auch die 
Neuwahl des Vorstands an. 
Das Ergebnis: Heidi Deuschle 
(DSTG) wurde einstimmig als 
Vorsitzende im Amt bestätigt. 
Einstimmig wiedergewählt 
wurde auch ihre Stellvertrete-
rin Helga Übelmesser-Larsen 
(VdV). Das Vorstandsgremium 
ergänzt Jacqueline Weigelt 
(BLV), die erstmals kandidierte 
und ebenfalls einstimmig zur 
stellvertretenden Vorsitzenden 
gewählt wurde.

Mitglieder der BBW-Landes-
frauenvertretung sind die 
Vorsitzenden der Frauenver-
tretungen der Mitgliedsge-

werkschaften des BBW, die 
nach ihrer Satzung oder be-
sonderen Richtlinien eine 
Frauenvertretung haben. Mit-
gliedsgewerkschaften, die 
keine Frauenvertretung haben, 
entsenden als Mitglied eine 
Kollegin, die innerhalb der Or-
ganisation mit Gleichstellungs-
fragen betraut ist. Vor diesem 
Gremium erstattete Deuschle 
ihren Geschäftsbericht und lis-

tete auf, welchen berufspoliti-
schen Herausforderungen 
man sich stellen müsse. Priori-
tät hat dabei für Deuschle die 
wirkungsgleiche Übertragung 
der „Mütterrente“ auf Beam-
tinnen. Der Vortrag der Vorsit-
zenden stieß bei ihren Zuhöre-
rinnen auf großes Interesse. 
Immer wieder gab es Wort-
meldungen, um nachzuhaken 
oder eigene Erfahrungen zu 

den diversen Themenberei-
chen einzubringen.

Nach der Mittagspause sollte 
eigentlich die Vorsitzende der 
dbb bundesfrauenvertretung, 
Helene Wildfeuer, zu den Mit-
gliedern der BBW-Landesfrau-
envertretung sprechen. Da 
diese aber verhindert war und 
deshalb kurzfristig ihr Kom-
men abgesagt hatte, sprang 
Heidi Deuschle in die Bresche 
und referierte über das aktuel-
len Kernthema „Diskriminie-
rungsfreies Fortkommen für 
Frauen im öffentlichen Dienst“ 
und berichtete ausführlich 
über die jüngste frauenpoli- 
tische Fachtagung der dbb 
bundesfrauenvertretung in 
Berlin, die unter dem Motto 
stand: Frauen 4.0 – Ab durch 
die gläserne Decke. Neue 
Perspektiven für den öffent-
lichen Dienst.

Heidi Deuschle weiß, dass die-
se Themen die Frauen in allen 
Bundesländern umtreiben. 
Aus gutem Grund, denn es 
geht dabei beispielsweise 
um Beurteilungen, die vom 
Leistungsgedanken geprägt 
sein sollten, aber leider, wie 
die Praxis immer wieder bele-
ge, oft vorrangig andere Para-
meter bedienten. Es geht dabei 
aber auch um die Personen, 
die für die Beurteilungen ge-
radezustehen haben. Und so 
war es für die Vorsitzende der 
BBW-Frauenvertretung auch 
nicht verwunderlich, dass es 
gerade dieser Themenbereich 
war, der für die Mitglieder des 
Gremiums Diskussionsstoff in 
Hülle und Fülle bot. 

Fazit der Vorsitzenden: Es gibt 
noch viel zu tun, um im öffent-
lichen Dienst der Benachteili-
gung der Frauen wirkungsvoll 
zu begegnen. Die Zeichen der 
Zeit stehen auf Veränderung. 
Und das ist gut so.  
  < BBW-Chef Kai Rosenberger und die Mitglieder der BBW-Landesfrauenvertretung.

©
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 < Der BBW-Vorsitzende und das Vorstandsgremium der BBW-Landes- 
frauenvertretung (von links): die Vorsitzende Heidi Deuschle und ihre 
Stellvertreterinnen Helga Übelmesser-Larsen und Jacqueline Weigelt 
sowie BBW-Chef Kai Rosenberger.
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PhV-Vorsitzender 
bezieht Position
Ralf Scholl, der neue PhV-Landesvorsitzende 
bezieht Position. 

Wenige Wochen nach seiner 
Wahl an die Spitze des Philo-
logenverbands sagte er ge-
genüber der Stuttgarter 
Zeitung, er verstehe sich als 
„absoluter Pragmatiker“. Er 
bestehe darauf, dass Proble-
me wahrgenommen und 
nicht schöngeredet werden. 
Änderungsbedarf hat Scholl 
mehr als genug ausgemacht, 
beispielsweise bei den Rah-
menbedingungen für Lehrer. 
Ganz besonders stört den 

Verbandschef die Unter-
richtsverpflichtung für Gym-
nasiallehrer. 

Der Lehrerberuf sei ein Hoch-
stressjob, sagt er. Da sei ein 
Deputat von 25 Wochen-
stunden „hart an der Kante 
des dauerhaft Machbaren“. 
Bayern hingegen trage mit 
seinen 23 Stunden für wis-
senschaftliche Lehrer der 
hohen Belastung dieser 
Berufsgruppe Rechnung. 

Vertreterversammlung des PhV BW 

Wechsel an der Spitze: 
Auf Bernd Saur folgt Ralf Scholl
Die Vertreterversammlung 
des Philologenverbands (PhV) 
Baden-Württemberg hat am 
6. Juli 2018 in Fellbach Ralf 
Scholl zum Nachfolger des 
langjährigen PhV-Vorsitzenden 
Bernd Saur gewählt. Saur war 
am Vertretertag aus gesund-
heitlichen Gründen von sei-
nem Amt zurück getreten. 
Ralf Scholl ist Lehrer für 
Mathematik und Physik am 
Paracelsus-Gymnasium in 
Stuttgart-Hohenheim und als 
Hauptpersonalratsvorsitzen-
der Gymnasien mit der Arbeit 
eines Interessensvertreters 
bestens vertraut. Scholl wurde 
in einer Stichwahl mit Dreivier-
telmehrheit an die Spitze des 
Philologenverbands BW ge-
wählt. Jörg Sobora vom Pesta-
lozzi-Gymnasium bleibt als 
stell vertretender Vorsitzender 
im Amt. Als Nachfolgerin von 
Karin Kriesell, Schulleiterin am 
Gymnasium Haigerloch, die 
am 1. Juli 2018 aus beruflichen 

Gründen von ihrem Amt als 
stellvertretende Vorsitzende 
zurückgetreten war, wurde 
Karin Fetzner gewählt. 

Jörg Sobora dankte Karin 
Kriesell im Namen des Landes-
vorstands und der Delegierten 
für ihre sechsjährige Tätigkeit 
im Dienste des PhV BW. Als 
Leiterin des Referats Chancen-
gleichheit hat Karin Kriesell 
ihre Bereitschaft erklärt, sich 
auch weiterhin im Landesvor-
stand einzubringen.

In einem weiteren Wahlgang 
wurde Martina Scherer vom 
Reuchlin-Gymnasium Pforz-
heim zur neuen Vorsitzenden 
der Jungen Philologen ge-
wählt. Im weiteren Verlauf der 
Vertreterversammlung, zu der 
sich rund 150 Delegierte aus 
allen Regionen des Landes im 
Congress-Centrum „Schwa-
benlandhalle“ in Fellbach ein-
gefunden hatten, wurde Bernd 

Saur mit viel Beifall und mit 
großem Dank für seinen zehn-
jährigen Einsatz als Landes-
vorsitzender für den Verband 
von der früheren stellvertre-
tenden Vorsitzenden Brigitte 
Röder verabschiedet. Sie be-
tonte, Saur sei es in den zehn 
Jahren seines Wirkens als Lan-
desvorsitzender des PhV BW 
gelungen, die Wahrnehmung 
des Verbandes in der öffentli-
chen bildungs politischen Dis-
kussion in Baden-Württem-
berg und auch im Bund deut-
lich zu steigern. 
Sein persönliches Wirken habe 
maßgeblich dazu beigetragen, 
Angriffe auf die gymnasiale 
Bildung (wie die beabsichtigte 
Einführung eines Einheits- 
lehrers und eines Einheits- 
bildungsplanes für die weiter-
führenden Schularten) abzu-
wehren und konstruktive Vor-
schläge des PhV BW – zuletzt 
zur neuen Oberstufe – erfolg-
reich einzubringen. Saur ist 

Fachberater für Englisch am 
Regierungspräsidium Tübingen 
und unterrichtet am Albert-
Einstein-Gymnasium in Ulm-
Wiblingen die Fächer Englisch 
und Französisch. Seine beson-
deren Verdienste für den Philo-
logenverband würdigte die 
Vertreterversammlung durch 
ihren einstimmigen Beschluss, 
Bernd Saur zum Ehrenvorsit-
zenden des PhV BW zu ernen-
nen.

Als Gastrednerin sprach Prof. 
Dr. Susanne Lin-Klitzing, Vorsit-
zende des Deutschen Philolo-
genverbands (DPhV). Das The-
mas „Zukunft des Gym-
nasiums“ stand im Mittelpunkt 
ihres Vortrags. Insbesondere 
ging sie auf den Stellenwert der 
Allgemeinen Hochschulreife 
und die Ergebnisse neuerer Un-
tersuchungen zur Studierfähig-
keit ein. Nach ihrer Aussage 
muss das Gymnasium schon ab 
Klasse 5 dem Ziel der Ver gabe 
der allgemeinen Hochschulreife 
Rechnung tragen. 

Im weiteren Verlauf der 
Tagung beschloss die Ver-
treterversammlung 2018 
des PhV BW einstimmig ihre 
Re solutionen zur Bildungs- 
und Berufspolitik. 

Exklusiver Abend für 
den öffentlichen Dienst
Die BBBank eG weist darauf 
hin, dass auch in diesem Jahr 
die Veranstaltungsreihe „Ex-
klusiver Abend für den öffent-
lichen Dienst“ fortgesetzt  
wird. Unter dem Motto „Der 
öffentliche Dienst: Stabilität 
und Zukunft für Deutschland 
und Europa“ treten jeweils 
prominente Redner im Rahmen 
von bundesweit zwölf Termi-
nen auf und zeigen die Bedeu-
tung des öffentlichen Dienstes 
für Deutschland und Europa 
auf. Am 13. November 2018 
sprechen in Stuttgart Alexan-
der Graf Lambsdorff MdB, Vize-
präsident des Europäischen 

Parlaments a. D. (Phönixhalle, 
Einlass ab 18.30 Uhr), und 
BBBank-Vorstandsmitglied 
Oliver Lüsch. Redner am 4. De-
zember 2018 in Heidelberg sind 
Christian Lindner, Mitglied des 
deutschen Bundestages und 
FDP-Vor sitz en der (Halle 02, 
Einlass ab 18.30 Uhr), sowie der 
BBBank-Vorstandsvorsitzende 
Prof. Dr. Wolfgang Müller. 

Infos über das Gesamt pro-
gramm und eine Anmelde- 
möglichkeit erhält man im Inter-
net unter www.bbbank.de/eav 
oder per E-Mail unter exklusi 
verabend@bbbank.de. 

>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

14

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | September 2018



�
 z Sicher im Internet und bei 

Social Media

Seminar B203 GB vom 20. bis  
22. September 2018 in  
Königswinter.

Internet und Social Media sind 
aus unserem Leben nicht mehr 
wegzudenken. Doch bei allem 
Nützlichen und Positiven lauern 
auch riesige Gefahren beim sorg-
losen Umgang mit den Instru-
menten moderner Kommunikati-
on. Dieses Seminar soll zeigen, 
wie sich der Nutzer sicher in der 
virtuellen Welt bewegen kann. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Gesundheitsmanagement: 

Body & Mind

Seminar B207 GB vom 21. bis  
23. September 2018 in 
 Königswinter.

Ein Mix aus Theorie und Praxis 
zum Kennenlernen und Auspro-
bieren: Hatha-Yoga, Yin-Yoga, 
die Faszination der Faszien, Qi-
gong, Meditationen, Walking 
mit allen Sinnen, Achtsamkeit im 
Alltag, Erholung – aber richtig!

Das Seminar zeigt die Vielfalt 
der Methoden auf, mit denen 
Körper und Geist in ein gesundes 
Gleichgewicht gebracht werden 
können. Sicher ist auch für Sie 
das Richtige dabei.

Wochenendseminar

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Tarifpolitik

Seminar B220 GB vom 10. bis  
12. Oktober 2018 in Baiersbronn.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessieren.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

�
 z Persönlichkeits

management:  
Veränderungen annehmen 
und aktiv mitgestalten

Seminar B223 GB vom 14. bis  
16. Oktober 2018 in Königswinter.

Veränderungen gehören zum Le-
ben. Wir verändern uns stetig, so-
zial, körperlich und geistig.  
Neben persönlichen Veränderun-
gen fordern auch berufliche Neue-
rungen einen provokanten Ansatz 
für die Veränderungsbereitschaft. 

Wer sich mit anstehenden Her-
ausforderungen auseinander-
setzt, kann selber mehr mitbe-
stimmen und nimmt die Zügel, 
um die Richtung zu bestimmen, 
selbst in die Hand. Bei ge-
wünschten oder anstehenden 
Veränderungen geht es darum, 
die eigenen Möglichkeiten für 
sich selbst zu nutzen. Dazu ge-
hört auch, sich mit eigenen inne-
ren Blockaden zu beschäftigen. 

Dieses Seminar richtet sich an 
Menschen, die in Veränderungs-
prozesse einbezogen sind oder 
den Bedarf an Veränderungen 
spüren, aber noch nicht richtig 
wissen, wohin der Weg führen 
soll. Dies kann die Karriere be-
treffen, aber auch andere Ereig-
nisse, die eine Umorientierung 

erfordern. Von diesem Seminar 
profitieren zudem alle, die Lust 
haben, etwas Neues anzugehen. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Aufbauseminar  

Konfliktmanagement

Seminar B243 GB vom 11. bis 13. 
November 2018 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
alle, die schon an einem Konflikt-
seminar bei uns teilgenommen 
haben. Wir bieten jetzt ein Auf-
bauseminar an, in dem die The-
matik nochmals vertieft werden 
kann und bei dem auch neue 
Schwerpunkte aufgenommen 
werden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

Über unser Seminarangebot hin-
aus bieten wir auch die Möglich-
keit, über „Voucher“ Seminare 
der dbb akademie zu buchen. Mit 
diesen Gutscheinen besteht die 
Möglichkeit, vergünstigt an Semi-
naren des offenen Programms 
der dbb akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unab-
hängig von dem im Seminarpro-
gramm veröffentlichten Teilneh-
merbetrag verringert sich dieser 
durch die Inanspruchnahme des 
Vouchers auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot wol-
len wir unseren Mitgliedern die 

Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminaran-
gebot der dbb akademie Ge-
brauch zu machen. 

Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent-
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung 
bei der dbb akademie ist nicht 
möglich. Anmeldeformulare so-
wie unser Seminarprogramm 
finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semina-
re, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.

Die vorgestellen Seminare erfül-
len gegebenenfalls die Voraus-
setzungen zur Freistellung nach 
dem Bildungszeitgesetz Baden-
Württemberg (BzG BW), sofern 
die Inhalte entweder zur berufli-
chen oder zur ehrenamtlichen 
Weiterbildung des/der jeweili-
gen Teilnehmer/Teinehmerin in-
frage kommen.

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Seminarangebote im Jahr 2018
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion 
im Jahr 2018 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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